Stellungnahme der GdP Sachsen
zum

Entwurf eines Gesetzes zur Weiterentwicklung des Sächsischen Dienstrechts
Zum vorliegenden Gesetzentwurf wird nachfolgende Stellungnahme abgegeben:

1. Grundsätzliches

Grundsätzlich ist es richtig, dass dienstrechtliche Vorschriften ständig überdacht und überarbeitet werden, um den sozialen und gesellschaftlichen Entwicklungen standzuhalten.

Das Gesetz zur Weiterentwicklung des Sächsischen Dienstrechts sollte demnach  tatsächlich für eine Weiterentwicklung der dienstrechtlichen Grundlagen genutzt werden. Weiterentwicklung sollte in diesem Zusammenhang als Fortschritt gesehen werden und als Anpassung an die heutige Zeit.
Aus diesem Grunde sollten u. a. folgende nicht im Entwurf enthaltenen Schwerpunkte überdacht, aufgenommen und ggf. neu im Entwurf aufgenommen werden:

Dienstrecht

· Abschaffung der sog. Fünf-Stunden-Regelung (§ 95 Abs. 2 SächsBG)

· Gesetzliche Einführung des Behördenrechtsschutzes und "Ausschließen" der Gewerkschaftsmitglieder,

· Einführung einer gesetzlichen Deckelung im Regressfall bei grober Fahrlässigkeit

· Einführung bußgeldbewährter Vorschriften bei Verstößen gegen Arbeitszeitvorschriften

Besoldungsrecht

· Modernisierung des Besoldungssystems insgesamt

· Schaffung einer tatsächlichen leistungsgerechten Besoldung nach Bewertung des Dienstpostens
· Modernisierung des Zulagensystems, u. a.:

· die Polizeivollzugsdienstzulage sollte auf monatlich 250 EUR erhöht, dynamisiert und deren Ruhegehaltfähigkeit wieder eingeführt werden,

· Erweiterung des Geltungsbereiches der Zulagen für Einsatzeinheiten bzw. der Zulagen für MEK/SEK/VE

· Anreize für Schichtarbeit (Operativzulage)

· Gefahrenzulagen auf Autobahnen

Versorgungsrecht

· Prüfung Übertragung der sog. 63+ Regelung im Rentenrecht auf Beamte 

2. Konkrete Entwurfsnormen

Artikel 1
Änderung des Sächsischen Beamtengesetzes (SächsBG)
Ziffer 9, Buchstabe c (§ 29 SächsBG):

Das Einfügen der neuen Ziffer 10 im § 29 Abs. 1 SächsBG wird in der angedachten Art und Weise kritisch gesehen. Der Grundsatz, dass die Staatsregierung bestimmt, bis wann bzw. bis zu welchem Alter sich aus ihrer Sicht Aufstiegsausbildungen und Qualifizierungen „lohnen“, darf sich so nicht in die Laufbahnverordnung fortsetzen, da eine Gelegenheit der Verwaltung zur „Einzelfallrentabilitätsbetrachtung“ willküranfällig ist.

Es schein aus unserer Sicht erforderlich, in § 29 Laufbahnverordnung einen Absatz einzufügen, der bestimmt, wer für die ressortübergreifend einheitliche Anwendung Sorge zu tragen hat. Insbesondere im Bereich der Abteilung 3 des Innenministeriums ist erkennbar, dass Regelungen, die zu Gunsten von Beschäftigten eingerichtet wurden, nicht angewandt werden (Probezeitverkürzung, Praxisaufstieg, prüfungsfreie Beförderungsmöglichkeit bis ins Endamt der LG 2.1.). 
Allerdings scheint dieses Verhalten auch auf Akzeptanz der Staatsregierung insgesamt zu stoßen, da oftmals die Ressortverantwortung betont wird, ohne die einheitlichen Anwendung des Beamtenrechts zu verlangen. In Ermangelung eines Selbstbefassungsrechts des Landespersonalausschusses, dessen Aufgabe es ist, für die einheitliche Anwendung des Beamtenrechts Sorge zu tragen, muss eine Instanz bestimmt werden, die dies verpflichtend zu leisten hat. Die alleinige Bindung der Verwaltung an Recht und Gesetz als Verfassungsgrundsatz scheint für das Landespolizeipräsidium nicht ausreichend zu sein.

Ziffer 16 (§ 81a SächsBG):

Die Erfüllungsübernahme bei Schmerzensgeldansprüchen nach Entwurf § 81a SächsBG wird begrüßt. Die Betragsfestlegung auf 500 EUR als Mindestgrenze steht der gesetzgeberischen Absicht jedoch gegenüber. Eine Absenkung der angedachten Grenze auf 250 EUR sollte in Betracht gezogen werden.

Unverständlich ist ebenfalls, dass sich die Erfüllungsübernahme nur auf tätliche Angriffe beziehen soll. Andere strafrechtlich relevante Tathandlungen (beispielsweise Anspucken oder verbale Beleidigungen) müssen zwingend in der logischen Folge der Initiative mit inbegriffen sein. Für bloße (zivile) Schadenersatzansprüche (beispielsweise defektes Privateigentum im Rahmen von rechtswidrigen Aktionen polizeilicher Gegenüber) gilt selbiges, sofern nicht anerkannt wird, dass hier ohnehin eine Ersterstattungspflicht beim Dienstherrn liegt.

Ziffer 25 (§ 138 SächsBG):

Der Entwurf des § 138 Abs. 3 SächsBG ist (erst Recht im Ergebnis des Erörterungsgespräches mit den Verbänden) als überarbeitungsbedürftig anzusehen. Der Gedanke der Fürsorge im Interesse des Beschäftigten wird begrüßt. Jedoch ist eine konkrete und ausführliche Umsetzung darzustellen und zu regeln.

Die Verpflichtung erscheint fadenscheinig, wenn dadurch ein Arbeitgeber- oder Organisationsdruck aufgebaut werden soll, der sich gegen den Willen des Beschäftigten richtet. 
Entscheidend sind bei einer Neuformulierung folgende Ausführungen der Vertreterin der Abteilung 3 des SMI:

· Die Reihenvorsorgeuntersuchung soll der freien Arztwahl unterliegen.

· Es soll nur eine Mitteilung erfolgen, dass eine Reihenvorsorgeuntersuchung erfolgt ist. Inhalte irgendeiner Form werden nicht übermittelt.

Die dargelegte diffuse Absicht, die „erhaltenen Daten dann auszuwerten“, stellt schon für sich allein die obige Auffassung in Frage und stößt auf große Skepsis.

Artikel 3

Änderung des Sächsischen Besoldungsgesetzes (SächsBesG)

In der Änderungen zum Sächsischen Besoldungsgesetzes ist nicht erkennbar, dass die Staatsregierung dem Koalitionswillen zur Etablierung von Funktionszulagen Rechnung trägt (Koalitionsvertrag Seite 103: „Die bestehenden Elemente des Leistungsprinzips wollen wir weiterentwickeln und die Einführung von Funktionszulagen prüfen.“). Vielmehr ist die erkennbare Unkenntnis dieser Passage durch die Vertreter der Staatsregierung in der mündlichen Erörterung mit den Verbänden möglicherweise Beleg, dass dieser Prüfwille aufgegeben wurde. Ein Prüfergebnis ist jedenfalls nicht bekannt.
Diese Funktionszulage wird durch die GdP Sachsen eingefordert.
Ziffer 15 (§ 63 SächsBesG):

Wiederholt wird darauf aufmerksam gemacht, dass durch die Sächsische Polizei frühestens mittelfristig das von einer Fachkommission festgestellte Fehl zu beseitigen in der Lage ist. Insofern muss darauf gedrungen werden, dass die Variante des Personalgewinnungszuschlages in Form des Abwanderungsverhinderungszuschlages auch für Beamte wirksam wird, die die sächsische Polizei in Richtung Ruhestand verlassen. 

Die Argumentation des SMF, es führe zu einer Ungleichbehandlung, wenn diesen Zuschlag auch diejenigen bekämen, die neben diesem Zuschlag auch noch Aufstockungen ihres erdienten Ruhegehaltes nutznießen, kann nicht gelten, da es hier darum geht, Arbeitskraft im Bereich der inneren Sicherheit zu generieren, die nicht unter der Bedingung der Einzelfallgerechtigkeit durch Herstellung eines einheitlichen Vermögenszuwachses hergestellt werden muss. 

Dem Gerechtigkeitsgedanken würde durch einheitliche Anwendung des Besoldungsrechts Rechnung getragen.

Es sollte eindeutig klargestellt werden, dass der Zuschlag zur Personalgewinnung auch dafür angedacht ist (und genutzt werden sollte), dass sich im Dienst des Freistaates Sachsen befindliches Personal bei Bedarf trotz Abwanderungsgedanken „gehalten“ werden kann. Hier scheint es zwischen den Ressorts unterschiedliche Meinungen zu geben.
Ziffer 18 (§ 77 SächsBesG):

Bezüglich der vermögenswirksamen Leistung soll die Ausnahme für die Beamten auf Widerruf entfallen und die monatliche Höhe der vermögenswirksamen Leistung generell auf 6,65 EUR festgelegt werden.

Hinsichtlich eines Anreizes (Wohneigentum, Vorsorge etc.) sollte die vermögenswirksame Leistung auf 20 EUR angehoben werden.
Artikel 4

Änderung des Sächsischen Beamtenversorgungsgesetzes (SächsBeamtVG)

Ziffer 16 (§ 72 SächsBeamtVG):

Die überarbeitete Regelung, dass in Zukunft ab Ruhestandseintritt jegliches Erwerbseinkommen (auch aus der Verwendung im öffentlichen Dienst) auf die Pension anrechnungsfrei bleibt, ist eine begrüßenswerte Lösung.

Interessant und zu überdenken wäre hilfsweise auch eine Lösung für ehemalige Polizeivollzugsbeamte, die in einer Art „Angestelltenverhältnis im Polizeivollzugsdienst“ weiter ihren Dienst verrichten könnten.

 

